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Problembeschreibung bei Erfassung
Die XPSR-Schnittstelle sieht im Abschnitt „8.1 Technische Methoden“ Webservice-Methoden vor, die ein gültiges Benutzerkonto erfordern. Ein Benutzerkonto gehört dabei immer zu einem Mandanten. 
Die Methoden GetServerInfo und IsServerInTestmode liefern jedoch Werte, die mandanten-unabhängig sind. Die Methoden GetStAmtStrukturInfo und GetMandantenInfo liefern gar Werte zu einem beliebigen oder allen Mandanten der Installation.
Tatsächlich werden diese Daten auch im Fachverfahren benötigt. Auf eine redundante Datenhaltung im Fachverfahren könnte verzichtet werden, sofern die aktuellen Daten zuverlässig und automatisiert vom Registerverfahren abgefragt werden können. Dies ist mit der aktuellen Schnittstelle jedoch nur im Namen und Auftrag eines Mandanten-Benutzerkontos möglich. Zudem fließen die Aufrufe auch in die Revision für dieses Mandanten-Benutzerkonto ein.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Automatisierten Zugriff ermöglichen
Die betroffenen Methoden sollten kein gültiges Benutzerkonto voraussetzen. Damit das Fachverfahren die Daten jederzeit abgleichen kann.
In Anbetracht der zurückgelieferten Informationen erscheint dies nicht unbedingt notwendig. Die Revisionierung der Aufrufe kann dann auch unabhängig von Benutzerkonten erfolgen.
Der Zugriff durch reale Benutzer kann trotzdem weiter ermöglicht werden. Daher könnte die Modellierung bestehen bleiben, aber für den Aufruf kein gültiges Benutzerkonto Voraussetzung sein.
Schnittstellenerweiterung
Die Methoden GetMandatenInfo und GetStAmtStrukturInfo implizieren einen zweistufigen Prozess, bei dem für jeden Mandanten eine eigene Abfrage erfolgen muss, um die Strukturinformationen zu allen Mandanten zu erhalten.
Es wäre von Vorteil, wenn diese Informationen in einem Aufruf ermittelt werden könnten. Ansonsten sind teilweise über tausende Aufrufe notwendig, wenn das Fachverfahren die Daten abrufen möchte.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: KoSIT (HW)	Bearbeitet am: 2015-09-01
Der CR wurde dem EG im Umlauf mit folgender Fragestellung vorgelegt: 
Herr Jancar regt an, für die Aufrufe bestimmter technischer Methoden nicht länger ein gültiges Benutzerkonto in dem jeweiligen Mandaten vorauszusetzten, damit das Fachverfahren diese (mantenübergreifend) automatisiert aufrufen kann. Er regt weiter an, die dafür erforderlichen Prozessschritte zu vereinfachen. Der mithilfe dieser Methoden abrufbare Datenumfang beschränkt sich auf die Liste der vorhandenen  Mandanten in einem Registerverfahren und die in einem Mandanten vorhandenen verwalteten Standesämtern. 
Sollten Sie Bedenken gegen diesen Vorschlag haben, möchte ich Sie bitten, diese der Expertengruppe mitzuteilen. 
Bearbeitet durch: Herr Zimmermann	Bearbeitet am: 2015-09-07
Zu welchem Zweck soll die Abfrage ohne Benutzerkonto dienen? Fach-und Registerverfahren dienen allein der Unterstützung der standesamtlichen Arbeit. Falls die Änderung dazu dient, Aufwände im Fachverfahren zu reduzieren oder Abläufe zu vereinfachen, muss ich die Frage aufwerfen, ob sich dadurch die Kosten des Fachverfahrens reduzieren werden.
Bearbeitet durch: Herr Kollmannsberger	Bearbeitet am: 2015-09-09
Nach Rücksprache mit der AKDB wird keine Notwendigkeit einer diesbezüglichen Änderung gesehen, da der Nutzen nicht klar erkennbar ist und offenbar auch die zugrundeliegende Problematik nicht bekannt ist. 

Aus unserer Sicht ist es grundsätzlich problematisch, wenn ein Zugriff auf das Registerverfahren automatisiert über ein Verfahren erfolgt. Bislang ist es immer eine grundlegende Forderung gewesen, dass alles was von „außen“ im Registerverfahren angestoßen wird, zuordenbar protokolliert wird. Dieser Grundsatz sollte auch weiterhin aufrechterhalten werden. Durch den automatisierten Zugriff und Wegfall des Benutzerkontos in diesem Bereich ist eine personenbezogene Zuordnung nicht mehr möglich. 

Der Änderungsantrag kann daher erstmal nicht unterstützt werden.
Bearbeitet durch: Frau Barghi	Bearbeitet am: 2015-09-10
Dem stehe ich grundsätzlich positiv gegenüber, habe aber noch Fragen, die wir in der Sitzung kommende Woche sicherlich klären werden.

Außerdem ist mir in der Spezifikation XPSR 1.7 aufgefallen, dass die Dokumentation in Kap. 5.2.8 besagt, die Nachricht GetStAmtStrukturInfoReturn sei die Antwort auf die Nachricht GetServerInfo …. Das müsste doch Nachricht GetStAmtStrukturInfo … heißen.
Bearbeitet durch: Herr Poniewas	Bearbeitet am: 2015-09-15
[bookmark: _GoBack]Wir regen an, unter Beibehaltung der jetzigen Voraussetzungen eine Umsetzung mit technischen Nutzern und einem (technischen) übergreifenden Mandanten zu prüfen. Dazu müsste keine Änderung der Spezifikation erfolgen. Ein Zugriff auf das Registerverfahren, bei dem gar keine Autorisierung / Authentifizierung des Verfahrens mehr erfolgt, halten wir für datenschutzrechtlich bedenklich und eigentlich nicht notwendig.
Bearbeitet durch: EG XPSR	Bearbeitet am: 2015-09-17
In der Erörterung stehen verschiedenen Ansichten gegeneinander.
Der VfSt führt aus, dass die beantragte Änderung in zwei Szenarien zur Verbesserung der Datenqualität im Register beitragen könne:
1. Das Fachverfahren könne auf Systemebene prüfen, ob das Registerverfahren im Test-Modus betrieben wird und den Anwender darauf hinweisen. Auf diese Weise kann die seltene, aber in ihren Auswirkungen gravierende Situation abgefangen werden, dass unbemerkt über ein produktives Fachverfahren Beurkundungen in einem Test-Register vorgenommen werden, die danach verloren sind.
2. Die im Fachverfahren hinterlegten Daten zu den verwalteten Standesämtern können auf Systemebene gegen die Daten im Register abgeglichen werden. Auf diese Weise kann beispielsweise vermieden werden, dass in der Nacherfassung ein Eintrag mit korrekter StANr, aber falscher StA-Bezeichnung beurkundet wird. 

Frau Barghi weist darauf hin, dass die unter 2. genannte Situation in der Praxis tatsächlich ein Problem darstelle und die vom VfSt vorgeschlagenen Punkte echte Probleme lösen könnten.

Nach Auffassung des VfSt ist die per Zertifikat gesicherte Verbindung zwischen Fachverfahren und Registerverfahren bereits ausreichende Grundlage,  um die im Änderungsantrag genannten Methoden (GetServerInfo, IsServerInTestmode, GetStAmtStrukturInfo und GetMandantenInfo) auszuführen. Eine Durchführung dieser Anfragen über ein angemeldetes Benutzerkonto sei aus verschiedenen Gründen problematisch:
· Eine Durchführung im Namen des aktuell angemeldeten Benutzerkontos sei problematisch, da sie dann nicht zu geplanten Zeitpunkten im Hintergrund durchgeführt werden können. 
· Eine Einrichtung eines Benutzerkontos rein für technische Zwecke sei problematisch, da dieses in der regulären Benutzerverwaltung auftauchen müsste und dort ggf. zu Irritationen führen oder sogar irrtümlicherweise gelöscht werden können.


Herr Kollmannsberger weist darauf hin, dass eine vorab durchgeführte Anfrage an die AKDB ergeben habe, dass diese keinen Bedarf für die beantragte Änderung sehe. 
Zudem sehe er kritisch, dass auf diese Weise Anfragen ohne angemeldetes Benutzerkonto durchgeführt werden, was einem Grundsatz hinter dem ePR zuwiderliefe. Er teile die Einschätzung von Herrn Poniewas, dass ein Zugriff auf das Registerverfahren, bei dem gar keine Autorisierung / Authentifizierung des Verfahrens mehr erfolgt, datenschutzrechtlich bedenklich und nicht notwendig sei.

Im EG kann kein Konsens erzielt werden. Das Problem wird in den Änderungsbeirat verwiesen. 

Frau Barghi wird dazu genauer beschreiben, warum die beiden oben beschriebenen Verbesserungen aus ihrer Betreibersicht sinnvoll wären.
Bearbeitet durch: Fr. Barghi	Bearbeitet am: 2015-09-20
Innerhalb einer Installation sind die Mandanten mit ihren jeweiligen Standesämtern und verwalteten Standesämtern sowohl im Fachverfahren (auf dem Autista-Server) als auch im Registerverfahren angelegt.
Im Fachverfahren werden die verwalteten Standesämter eines Mandanten vom Standesamt selbst angelegt.

Ein mandantenübergreifender Abgleich der Standesamtsbezeichnungen und Standesamtsnummern aller Standesämter und verwalteten Standesämter zwischen Fach- und Registerverfahren wäre von Vorteil, um dem Betreiber kenntlich zu machen, ob es zwischen den Verfahren diesbezüglich Abweichungen gibt, damit ggf. eine Korrektur sofort in die Wege geleitet werden kann.

Eine versehentlich fehlerhaft eingegebene Standesamtsbezeichnung auf Seiten des Fachverfahrens hätte z.B. zur Folge, dass Beurkundungen oder Nacherfassungen für dieses Standesamt mit fehlerhaften Registrierungsdaten durchgeführt würden.

Eine Anfrage an das Registerverfahren durch Aufruf der Methoden GetStAmtStrukturInfo und GetMandantenInfo  ohne angemeldetes Benutzerkonto erscheint vertretbar, da hierüber lediglich Strukturdaten der Mandanten einer Installation abgefragt werden, nicht aber auf Daten in den elektronischen Personenstandsregistern zugegriffen wird.
Die Revisionierung der Zugriffe sollte allerdings gewährleistet sein.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	Bearbeitet am: 2015-12-09
Die QS-Instanz bestätigt, dass es z. T. Inkonsistenzen zwischen Registerverfahren und Fachverfahren gibt, was die Standesamtsnummer und -bezeichnung der verwalteten Standesämter angeht. Daher erscheint es sinnvoll, diese Daten über regelmäßige Abgleiche zu konsolidieren.

Die QS-Instanz hält es nicht für erforderlich, dass diese Abgleiche mandantenübergreifend vom Betreiber durchgeführt werden können, zumal Anfragen an ein elektronische Personenstandsregister ohne gültiges Benutzerkonto nicht den geltenden Anforderungen von Datenschutz und –sicherheit entsprechen.

Unter Verwendung eines „technischen Benutzers“ kann der in Rede stehende Abgleich bereits mit den aktuellen Zugriffsberechtigungen durch das Fachverfahren durchgeführt werden. Und sollte – wie in dem Änderungsantrag befürchtet – ein technischer Nutzer einmal irrtümlich gelöscht werden, dann lässt er sich auch leicht wieder einrichten.

Die QS-Instanz empfiehlt daher, dem Änderungsbeirat den Änderungsantrag zu verwerfen.

Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	Bearbeitet am: 2016-01-26

Der CAB folgt der Empfehlung der QS-Instanz und verwirft den CR.
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